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Zusammenstellung 

des 

Entwurfs eines Gesetzes 

über die Inanspruchnahme eines Teils der Einkommensteuer und der 
Körperschaftsteuer durch den Bund im Rechnungsjahr 1951 

mit den 

Beschlüssen des Ausschusses für Finanz- und Steuerfragen 
(11. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes über die Inanspruch- 
nahme eines Teils der Einkommensteuer und 

der Körperschaftsteuer durch den Bund 
im Rechnungsjahr 1951 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Im Rechnungsjahr 1951 nimmt der Bund 
zur Deckung seiner durch andere Einkünfte 
nicht gedeckten Ausgaben 31,3 vom Hundert 
der Einnahmen in Anspruch, die den Ländern 
im Rechnungsjahr 1951 aus der Einkommen- 
steuer und der Körperschaftsteuer zufließen. 

§ 2 

Die Finanzämter führen die nach § 1 in An- 
spruch genommenen Einnahmen täglich an 
die Bundeshauptkasse ab. Der Bundesminister 
der Finanzen kann zur Vereinfachung des 
Verwaltungsverfahrens die Abführung der 
Einnahmen anderweitig regeln. 


§ 3 

Dieses Gesetz tritt am 1. April 1951 in 
Kraft. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

Entwurf eines Gesetzes über die Inanspruch- 
nahme eines Teils der Einkommensteuer und 
der Körperschaftsteuer durch den Bund 
im Rechnungsjahr 1951 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrate r das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

unverändert 


§ 2 

unverändert 


§ 2a 

Die von den Ländern bis zum Inkrafttreten 
dieses Gesetzes geleisteten Vorauszahlungen 
werden mit ihren Verpflichtungen aus § 1 
verrechnet. Etwa notwendig werdende Aus- 
gleichszahlungen werden einen Monat nach 
Verkündung dieses Gesetzes fällig. 

§ 2b 

Dieses Gesetz gilt in Berlin, sobald eine den 
Artikeln 106 und 120 des Grundgesetzes ent- 
sprechende Regelung für Berlin getroffen ist 
und das Land Berlin gemäß Artikel 87 Ab- 
satz 2 seiner Verfassung die Anwendung 
dieses Gesetzes für Berlin beschließt. 

§ 3 

unverändert 



